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A. P LANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN § 9 (1) Baugesetzbuch 
(BauGB) 

1 B edingte Festsetzung 

Im Geltungsbereich des Vorhaben- und Erschließungsplans sind im Rah-
men der festgesetzten Nutzungen nur solche Vorhaben zulässig, zu deren 
Durchführung sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflich-
tet. 

Der Geltungsbereich des Vorhaben- und Erschließungsplans ist im Plan 
gekennzeichnet. 

§ 9 (2) BauGB i. V. mit  
§ 12 (3a) BauGB 

2 Art der baulic hen Nutzung  

2.1 Gebiet „Einkaufszentrum“ 

Die bauliche Nutzung wird nicht auf Grundlage der BauNVO, sondern auf 
sonstige Weise festgesetzt. 

 

2.1.1 Das Gebiet „Einkaufszentrum“ dient ausschließlich der Unterbringung ei-
nes Einkaufszentrums mit einer maximalen Gesamtverkaufsfläche (VKF) 
von 7.400 m² und einer maximalen kundenwirksamen Gesamtnutzfläche 
von 7.800 m². 

Zulässig sind als Bestandteil des Einkaufszentrums folgende Nutzungen: 

 ein Lebensmittelvollsortimenter mit einer Verkaufsfläche von max. 
2.700 m²,  

 ein Lebensmitteldiscountmarkt mit einer Verkaufsfläche von max. 
1.300 m², 

 ein Textilfachmarkt mit einer Verkaufsfläche von max. 1.100 m², 
 ein Drogeriefachmarkt mit einer Verkaufsfläche von max. 1.250 m², 
 ein Schuhfachmarkt mit einer Verkaufsfläche von max. 400 m², 
 bis zu sechs weitere Einzelhandelsbetriebe, 
 Dienstleistungs- und nicht störende Handwerksbetriebe, 
 Imbiss- und Café-Betriebe, 
 Büro- und Verwaltungsflächen, Räume für freie Berufe sowie 
 zugehörige Stellplätze und notwendige Nebenanlagen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2.1.2 Die maximale Gesamtverkaufsfläche von 7.400 m² wird wie folgt definiert: 

Zur Verkaufsfläche zählen alle Flächen eines Einzelhandelsbetriebes, die 
für den Kunden zugänglich und geeignet sind, Verkaufsabschlüsse zu för-
dern. Hierzu gehören 

 der Eingangsbereich mit der entsprechenden Kundenlauffläche,  
 Standflächen für Einrichtungsgegenstände,  
 Auslage- und Ausstellungsfläche (soweit sie dem Kunden zugänglich 

ist),  
 Schaufenster, soweit sie dem Kunden zugänglich sind,  
 die Flächen von Bedientheken und dahinterliegenden Warenträgern 

(ohne die dazwischenliegende Lauffläche der Verkäufer),  
 Umkleidekabinen,  
 dem Kunden zugängliche Gänge innerhalb der Verkaufsräume und  
 die Kassenzone. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

2.1.3 Die maximale kundenwirksame Gesamtnutzfläche von 7.800 m² wird wie 
folgt definiert: 

Als kundenwirksame Nutzfläche zählen alle Bereiche von Betrieben und 
Einrichtungen, die durch den Kunden betretbar bzw. nutzbar sind, unab-
hängig davon, ob es sich um Einzelhandels-, Dienstleistungs-, nicht stö-
rende Handwerks-, Imbiss- oder Cafebetriebe handelt. 

 

2.1.4 Nicht als Verkaufsfläche bzw. kundenwirksame Nutzfläche bewertet wer-
den folgende Flächen: 

 die geplante Fußgängerpassage/Mall, Treppenhäuser als Verkehrsflä-
che innerhalb des Einkaufszentrums sowie Fluchwege. Auf den Flä-
chen der Fußgängerpassage/Mall ist kein Verkauf zulässig. 

 Bereiche, die nur für Mitarbeiter/Beschäftigte des einzelnen Betrie-
bes/der einzelnen Einrichtung zugänglich sind (z. B. Lager, Personal-
räume, Verwaltungsflächen) 

 Servicebereiche für Kunden, wie z.B. Toiletten 
 Büroflächen sowie Räume für freie Berufe (ohne Apotheke) 
 die Flächen des Sparkassenneubaus (geplanter Baukörper westlich 

der Kasseler Straße 1). 

 

2.1.5 Innerhalb der zulässigen maximalen Gesamtverkaufsfläche von 7.400 m² 
sind die folgenden zentrenrelevanten Sortimente bis zum angegebenen 
maximalen Umfang der Verkaufsfläche (VKF) zulässig.  

 Nahrungs- und Genussmittel (inkl. Lebens- 
mittelhandwerk, Tabakwaren, Getränke),  
Reformwaren:   max. 3.300 m² VKF 

 Gesundheits- und Körperpflegeartikel/Drogerie- 
waren/Pharmazeutika:   max. 1.150 m² VKF 

 Bekleidung, Wäsche  max. 1.000 m² VKF 

 Sportbekleidung, -artikel:   max. 50 m² VKF 

 Schuhe/Lederwaren:   max. 400 m² VKF 

 Blumen:   max. 100 m² VKF 

 Tiernahrung/Zooartikel:   max. 100 m² VKF 

 Bücher  max. 30 m² VKF 

 Zeitungen/Zeitschriften  max. 50 m² VKF 

 Papier-/Bürobedarf, Schreibwaren  max. 250 m² VKF 

 Spielwaren  max. 300 m² VKF 

 Elektrohaushaltswaren/Elektrogeräte  max. 150 m² VKF 

 Haushaltswaren, Glas, Porzellan,  
Keramik  max. 150 m² VKF 

 Wohnaccessoires, Dekoartikel/Kunstgewerbe 
Antiquitäten  max. 200 m² VKF 

 Heimtextilien, Bettwäsche  max. 110 m² VKF 

 Optische Erzeugnisse/Hörgeräte  max. 80 m² VKF 

 Uhren, Schmuck  max. 50 m² VKF 

 Baby-, Kinderartikel  max. 30 m² VKF 

 Temporäre Aktionswaren (Lebensmittelmärkte/ 
Drogeriemarkt)  max. 200 m² VKF 

 

 

 Darüber hinaus sind nicht zentrenrelevante Sortimente uneingeschränkt 
zulässig. 

Die Sortimente entsprechen der „Homberger Sortimentsliste“ gem. Einzel-
handelskonzept für die Stadt Homberg (Efze). 

 

2.1.6 Die Sortimente  

 Tiernahrung/Zooartikel 
 Bücher 
 Papier-/Bürobedarf, Schreibwaren 
 Baby-, Kinderartikel 
 Temporäre Aktionswaren 

sind im Rahmen der Verkaufsflächenobergrenzen gem. der textl. Festset-
zung 2.1.5 zudem nur als Randsortiment des Lebensmittelvollsortimenters, 
des Lebensmitteldiscountmarktes, Textilfachmarktes sowie des Drogerie-
marktes zulässig. 

 

 Darüber hinaus sind nicht zentrenrelevante Sortimente uneingeschränkt 
zulässig. 

Die Sortimente entsprechen der „Homberger Sortimentsliste“ gem. Einzel-
handelskonzept für die Stadt Homberg (Efze). 

 

2.1.6 Die Sortimente  

 Tiernahrung/Zooartikel 
 Bücher 
 Papier-/Bürobedarf, Schreibwaren 
 Baby-, Kinderartikel 
 Temporäre Aktionswaren 

sind im Rahmen der Verkaufsflächenobergrenzen gem. der textl. Festset-
zung 2.1.5 zudem nur als Randsortiment des Lebensmittelvollsortimenters, 
des Lebensmitteldiscountmarktes, Textilfachmarktes sowie des Drogerie-
marktes zulässig. 

Das Sortiment 

 Sportbekleidung, -artikel 

ist im Rahmen der Verkaufsflächenobergrenzen gem. der textl. Festsetzung 
2.1.5 zudem nur als Randsortiment des Textilfachmarktes zulässig.  

 

2.2 Gebiet „Fachmarkt“ 

Die bauliche Nutzung wird nicht auf Grundlage der BauNVO, sondern auf 
sonstige Weise festgesetzt. 

 

2.2.1 Das Gebiet „Fachmarkt“ dient ausschließlich der Unterbringung eines 
Fachmarktes mit einer maximalen Gesamtverkaufsfläche von 1.400 m² 
sowie zugehöriger Stellplätze und notwendiger Nebenanlagen. 

Zulässig sind als Bestandteil des Fachmarkts sind folgende Nutzungen: 

 ein Getränkemarkt mit einer Verkaufsfläche von max. 1.000 m²,  
 ein Fachmarkt mit einer Verkaufsfläche von max. 1.400 m², 
 Dienstleistungs- und nicht störende Handwerksbetriebe,  
 Büro- und Verwaltungsflächen, Räume für freie Berufe sowie 
 zugehörige Stellplätze und notwendige Nebenanlagen. 

 

2.2.2 Innerhalb der zulässigen maximalen Verkaufsfläche von 1.400 m² (Definiti-
on gem. textl. Festsetzung 2.1.2) sind die folgenden zentrenrelevanten Sor-
timente bis zum angegebenen maximalen Umfang der Verkaufsfläche 
(VKF) zulässig.  

 Getränke, Tabakwaren:   max. 1.000 m² VKF 

 Sonstige Nahrungs- und Genussmittel:   max. 200 m² VKF 

Darüber hinaus sind nicht zentrenrelevante Sortimente uneingeschränkt 
zulässig. 

Die Sortimente entsprechen der „Homberger Sortimentsliste“ gem. Einzel-
handelskonzept für die Stadt Homberg (Efze). 

 

 

 

 

2.3 Mischgebiet 

Im Mischgebiet MI sind die folgenden gem. § 6 (2) BauNVO zulässigen 
bzw. gem. § 6 (3) BauNVO ausnahmsweise zulässigen Betriebe und Anla-
gen nicht zulässig: 

 Gartenbaubetriebe, 
 Tankstellen, 
 Bordelle, bordellartige Betriebe und Wohnungsprostitution sowie  
 Vergnügungsstätten. 

§ 6 BauNVO i.V. mit 
§ 1 (5), (6) und (9) BauNVO 

3 Maß der baulic hen Nutzung § 9 (1) Nr. 1 BauGB i. V. mit             
§ 16 (2) BauNVO 

3.1 Grundflächenzahl 

Die zulässige Grundflächenzahl (GRZ) ist durch Einschrieb in den Plan fest-
gesetzt. 

Die zulässige Grundflächenzahl (GRZ) darf durch die Grundflächen für Zu-
fahrten, Wege, Stellplätze gem. § 12 BauNVO und Nebenanlagen gem. 
§ 14 BauNVO bis zu einer GRZ von 1,0 überschritten werden. 

§ 19 BauNVO 

3.2 Geschossflächenzahl 

Die zulässige Geschossflächenzahl (GFZ) ist durch Einschrieb in den Plan 
festgesetzt. 

§ 20 BauNVO 

3.3 Höhe der baulichen Anlangen 

Die maximal zulässige Gebäudehöhe ist durch Einschrieb in den Plan fest-
gesetzt. 

Die festgesetzte maximale Höhe bezieht sich auf die Oberkante der  
höchsten Gebäudeteile. Eine Überschreitung der festgesetzten maximalen 
Höhe durch notwendige technische Bauteile ist ausnahmsweise auf ma-
ximal 20 % der Dachfläche zulässig, wenn die Höhe der Aufbauten ein 
Gesamtmaß von 2,50 m nicht überschreitet und die Bauteile mindestens  
3 m von der Fassade zurücktreten. 

§ 18 BauNVO 

4 Anordnung der Gebäude § 9 (1) Nr. 2 BauGB i.V.mit 

4.1 Baugrenzen 

Ein Überschreiten der festgesetzten Baugrenzen durch untergeordnete Ge-
bäudeteile wie Vordächer um bis zu 1,5 m ist zulässig. 

§ 23 (3) BauNVO 

4.2 Nebenanlagen 

Stellplätze gem. § 12 BauNVO und Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO sind 
auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. 

§§ 12, 14 und 23 (5)  
BauNVO 

5 Zu - und Ausfahrten 

Die Bereiche für Zu- und Ausfahrten an der Kasseler Straße sind in der 
Planzeichnung festgesetzt. Weitere Zu- und Ausfahrten an der Kasseler 
Straße sind nicht zulässig. 

 

§ 9 (1) Nr. 11 BauGB 

 

6 Anpflanzen von B äumen, Sträuc hern und sonstigen B epflanzungen § 9 (1) Nr. 25 BauGB  

6.1 Anpflanzen von Bäumen (Parkdeck) 

Auf dem Parkdeck sind mindestens 10 Laubbäume in Pflanzbeeten (mind. 
80 cm Substratschicht) zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. 

 

6.2 Dachbegrünung 

Flachdächer und flachgeneigte Dächer sind extensiv zu begrünen, Min-
destschichtaufbau 8 cm.  

Hiervon ausgenommen sind Parkdecks, Dachterrassen, Vordächer, Glasflä-
chen und Flächen für technische Aufbauten, die nicht mit Dachbegrünung 
ausgeführt werden können. 

 

6.3 Befestigte Flächen auf Baugrundstücken 

Stellplätze, Wege, Zufahrten und sonstige befestigte Grundstücksfreiflä-
chen sind so herzustellen, dass nicht schädlich verunreinigtes Nieder-
schlagswasser versickern kann, sofern wasserwirtschaftliche oder geolo-
gische Belange nicht entgegenstehen.  

 

6.4 Pflanzliste  

 Bäume  

Acer campestre "Elsrijk" (Feldahorn Elsrijk) 
Acer platanoides 'Globosum' (Kugelahorn) 

Sträuc her 

Cornus sanguinea (Blutroter Hartriegel)  
Corylus avellana (Gemeine Hasel) 

6.4 Pflanzliste  

 Bäume  

Acer campestre "Elsrijk" (Feldahorn Elsrijk) 
Acer platanoides 'Globosum' (Kugelahorn) 
Amelanchier arborea "Robin Hill" (Felsenbirne) 
Gleditsia triacanthos "Sunburst" (Gleditschie) 
Prunus avium "Plena" (gefüllt blühende Vogel-
kirsche) 

Sträuc her 

Cornus sanguinea (Blutroter Hartriegel)  
Corylus avellana (Gemeine Hasel) 
Crataegus laevigata (Weißdorn) 
Crataegus monogyna (Weißdorn) 
Prunus spinosa (Schlehe) 
Rhamnus frangula (Faulbaum) 
Rosa canina (Hunds-Rose)  
Rosa rubiginosa (Wein-Rose)  
Rubus fruticosus (Echte Brombeere) 
Rubus idaeus (Himbeere)  
Salix purpurea (Purpur-Weide)  
Sambucus nigra (Schwarzer Holunder) 
Sambucus racemosa (Traubenholunder) 
Viburnum opulus (Gemeiner Schneeball) 

7 P rivate Grünfläc he 

Private Grünflächen sind als Vegetationsfläche anzulegen und dauerhaft 
zu erhalten. 30 % der Grünfläche sind mit Baum- und Strauchpflanzungen 
(je 25 m² mindestens 10 Sträucher oder 1 Laubbaum) zu gestalten. 

Vorhandene Bäume und Sträucher können angerechnet werden. 

 

 

 

 

§ 9 (1) Nr. 15 BauGB 

 

8 Artensc hutz § 9 (1) Nr. 20 BauGB 

8.1 Artenliste 

Haselstrauch (Coryllis avellana) 
Gem. Heckenkirsche (Lonicera xylosteum) 
Weißdorn (Crataegus monogyna u. laevigata) 
Roter Hartriegel (Cornus sanguinea) 
Gem. Schneeball (Viburnum opulus) 
Schwarzer Holunder (Sambucus nigra) 
Pfaffenhütchen (Euonymus europaeus) 
Salweide (Salix caprea) 
Schlehe (Prunus spinosa) 
Feld-Ahorn (Acer campestre) 
Hunds-Rose (Rosa canina) 
Liguster (Ligustrum vulgare) 

 

B.  B AUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN § 9 (4) BauGB i. V. mit  
§ 81 (1) Hessische Bauord-
nung (HBO) 

10 Gestaltung von Gebäudek örpern und baulic hen Anlagen § 81 (1) Nr. 1 HBO 

 Dachform 

Als Dachform sind nur Flachdächer und flachgeneigte Dächer (Dachnei-
gung ≤ 10°) zulässig. 

 

11 Werbeanlagen 

Die Anlagen sind in die Fassadengestaltung zu integrieren und haben sich 
in Größe, Form und Farbe dem Gebäude unterzuordnen. Videoboards, blin-
kende Anlagen und Wechselwerbeanlagen sind nicht zulässig. 

Ausnahmen können auf Grundlage eines mit der Stadt abgestimmten und 
durch die Denkmalpflege genehmigten Werbekonzeptes zugelassen wer-
den. 

§ 81 (1) Nr. 1 HBO 

12 Anzahl Stellplätze  

Die Zahl der gem. § 2 der Stellplatzsatzung der Stadt Homberg (Efze) er-
forderlichen Stellplätze für PKW wird für die im Gebiet „Einkaufszentrum“ 
zulässigen Nutzungen mit insgesamt mindestens 270 Stellplätzen festge-
setzt. 

 

 

 

 

 

 

§§ 44 und 81 (1) Nr. 4 HBO 

 

Altlasten/Bodenschutz 
Sollten bei Bodeneingriffen geruchliche oder farbliche Auffälligkeiten auftreten, so sind die Arbeiten in diesem Be-
reich zu unterbrechen und das zuständige Dezernat des RP Kassel zur Abstimmung weiterer Maßnahmen zu infor-
mieren. 

Stellplatzsatzung 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans gilt die Ortssatzung über die Ausstattung, Gestaltung, Größe und Zahl der 
Stellplätze für Kraftfahrzeuge, Garagen und Abstellplätze für Fahrräder der Stadt Homberg (Efze) (Stellplatzsatzung) 
in ihrer jeweils gültigen Fassung. 

Werbeanlagensatzung 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans gilt die Satzung der Kreisstadt Homberg (Efze) über das Aufstellen von 
Werbeanlagen (Werbeanlagensatzung) in ihrer jeweils gültigen Fassung. 

 

 

„Homberger Liste“ 

zentrenrelevante Sortimente nicht zentrenrelevante Sortimente* 

davon nahversorgungsrelevant 
 Nahrungs- und Genussmittel (inkl. Lebens- 

mittelhandwerk, Tabakwaren, Getränke) 
 Reformwaren 
 Gesundheits- und Körperpflegeartikel / Drogeriewaren 

(inkl. Wasch- und Putzmittel) 
 Pharmazeutika 
 Schnittblumen 
 Zeitungen, Zeitschriften 
zentrenrelevant 
 Papier- / Bürobedarf, Schreibwaren 
 Bücher  
 Bekleidung, Wäsche  
 Schuhe, Lederwaren 
 medizinische, orthopädische Artikel 
 Haushaltswaren, Glas, Porzellan, Keramik  
 Spielwaren 
 Sportbekleidung, Sportschuhe, Sportartikel 
 Baby- ,Kinderartikel 
 Heimtextilien, Gardinen und Zubehör, Bettwäsche, Bettla-

ken 
 Wohnaccessoires, Dekoartikel 
 Kunstgewerbe, Antiquitäten 
 Uhren, Schmuck 
 Optische Erzeugnisse 
 Elektrohaushaltswaren (Kleingeräte wie Mixer, Bügelei-

sen etc.) 
 Elektrogeräte (= Unterhaltungs-, Kommunikationselektro-

nik, Computer, Foto) 

 Tiere, Tiernahrung, Zooartikel, Tierpflegemittel 
 Pflanzen und Zubehör, Pflege und Düngemittel 
 Gartenartikel (inkl. Gartenmöbel), Gartengeräte 

(z. B. Rasenmäher) 
 Baustoffe, Bauelemente, Installationsmaterial, Ei-

senwaren und Werkzeuge 
 Sanitärartikel, Fliesen 
 Möbel (inkl. Küchenmöbel / Büromöbel) 
 Matratzen, Bettwaren (z. B. Steppbettdecken) 
 Teppiche, Bodenbeläge, Farben, Lacke, Tapeten 
 Lampen, Leuchten 
 Elektrogroßgeräte, Herde, Öfen (weiße Ware**) 
 Büromaschinen (gewerblicher Bedarf: z. B.  

Kopierer, Bindegeräte, Aktenvernichter), Büroorga-
nisationsmittel 

 Holz, Bauelemente wie z. B. Fenster, Türen 
 Campingartikel (z. B. Zelte, Campingmöbel) 
 Fahrräder, Fahrradzubehör (ohne Bekleidung) 
 Sportgroßgeräte 
 Pflegehilfsmittel (z. B. Rollstühle, Rollatoren) 
 Brennstoffe, Mineralölerzeugnisse*** 
 Kfz-Zubehör, Motorradzubehör 
 Kfz und Fahrzeuge aller Art, Motorräder /  

Mopeds*** 

* Die Liste der nicht zentrenrelevanten Sortimente soll aufzeigen, dass diese Sortimente auch im Falle von Ansiedlungsbegehren außerhalb der 
zentralen Versorgungsbereiche nicht kritisch im Hinblick auf die Zielsetzungen des Einzelhandelskonzeptes angesehen werden. Die Liste der 
nicht zentrenrelevanten Sortimente erfüllt lediglich darstellenden Charakter und ist im Gegensatz zu den aufgeführten zentren- und nahversor-
gungsrelevanten Sortimenten nicht abschließend und um weitere Sortimente ergänzbar. 

** weiße Ware: z. B. Haus- und Küchengeräte; braune Ware: z. B. Radio-, Fernsehgeräte, DVD-Player  

*** kein Einzelhandel im engeren Sinne 

  

Bauzeitenregelung 
Zur Vermeidung der Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG ist der Abbruch von Gebäuden sowie die Entfernung 
von Gehölzen und Gebüschen nur im Zeitraum vom 01.10. - 28./29.02. zulässig. 
Entsprechende Nebenbestimmung sind in die Baugenehmigung mit aufzunehmen. 

Denkmalschutz 
Sollten Bodendenkmäler gefunden werden, so ist dieser Fund entsprechend § 20 Denkmalschutzgesetz unverzüg-
lich dem Landesamt für Denkmalpflege, der Kreisstadt Homberg (Efze) oder der Unteren Denkmalschutzbehörde 
anzuzeigen. Hinweise auf Bodendenkmäler geben alte Steinsetzungen, Bodenfärbungen durch Holzzersetzungen, 
Scherben, Knochen oder Metallgegenstände. 

 

 

 
Baugesetzbuch (B auGB ) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 
2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Oktober 
2015 (BGBl. I S. 1722). 

Baunutzungsverordnung (B auNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Ja-
nuar 1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch  
Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548). 

Planzeichenverordnung (P lanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509). 

Bundesnaturschutzgesetz (B NatSc hG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt 
geändert durch Artikel 421 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474). 

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 15. November 2014 (BGBl. I S. 1724). 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP G) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt geändert Artikel 2 des Gesetzes 
vom 21. Dezember 2015 (BGBl. I S. 2490). 

Bundes-Immissionsschutzgesetz (B ImSc hG) vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), zu-
letzt geändert durch Artikel 76 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474).  

Hessische Bauordnung (HB O) in der Fassung vom 15. Januar 2011 (GVBl. I 2011 S. 
46), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 30. November 2015 (GVBl. 
S. 457). 

Hessisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (HAGB-
NatSc hG) vom 20. Dezember 2010 (GVBl. I 2010 S. 629), zuletzt geändert 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 17. Dezember 2015 (GVBl. S. 607). 

Hessische Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 07. März 2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert Artikel 1 des Gesetzes 
vom 20. Dezember 2015 (GVBl. S. 618). 

Hessisches Wassergesetz (HWG) vom 14. Dezember 2010 (GVBl. I S. 548), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 28. September 2015 (GVBl. S. 338). 

Hessisches Gesetz über das öffentliche Vermessungs- und Geoinformati-
onswesen (HVGG) vom 6. September 2007 (GVBl. I S. 548), zuletzt geändert 
durch Artikel 14 des Gesetzes vom 27. September 2012 (GVBl. S. 290). 

Gesetz zum Schutze der Kulturdenkmäler (Denk malsc hutzgesetz) in der 
Fassung vom 05. September 1986 (GVBl. I, S. 270), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 30. November 2015 (GVBl. S. 523). 

Ortssatzung über die Ausstattung, Gestaltung, Größe und Zahl der Stellplät-
ze für Kraftfahrzeuge, Garagen und Abstellplätze für Fahrräder der Stadt 
Homberg (Efze) (Stellplatzsatzung) in ihrer jeweils gültigen Fassung. 

Satzung der Kreisstadt Homberg (Efze) über das Aufstellen von Werbeanla-
gen (Werbeanlagensatzung) in ihrer jeweils gültigen Fassung. 

 

 

B ek anntmac hung 

Der Beschluss wurde gern. § 10 (3) BauGB am ……………  ortsüblich bekannt gemacht, mit dieser Bekanntmachung 
tritt der Bebauungsplan in Kraft. 

Homberg (Efze), den ……………………….                                …………………………………….. 

         - Der Bürgermeister - 

 

 

Aufstellungsbesc hluss (gemäß § 2 (1) B auGB ) 

Die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 66 „Sondergebiet ‚Einkaufszentrum’ im Bereich Kasseler Straße, Ziegenhainer 
Straße, Bindeweg“, 1. Änderung gemäß § 2 (1) BauGB wurde von der Stadtverordnetenversammlung der Kreisstadt 
Homberg (Efze) in der Sitzung am 06. September 2018 beschlossen und am 13. September 2018 ortsüblich bekanntge-
macht. 

Homberg (Efze), den ……………………….                                              …………………………………….. 

         - Der Bürgermeister - 

Frühzeitige B eteiligung gem. § 3 (1) BauGB  

Die ortsübliche Bekanntmachung der Offenlegung mit Angabe von Ort und Dauer erfolgte am ………….. in 
……………. Die frühzeitige Information der Öffentlichkeit erfolgte vom …………. bis einschließlich …………. 

Homberg (Efze), den ……………………….                                              …………………………………….. 

                                                                                                              - Der Bürgermeister - 

Offenlage und B eteiligung der B ehörden gem. § 3 (2) B auGB  und  § 4 (2 ) B auGB  

Die ortsübliche Bekanntmachung der Offenlegung mit Angabe von Ort und Dauer erfolgte am ………….. in ………... 
Die Offenlegung erfolgte vom ………… bis einschließlich ……………..  

Die Behörden und sonst. Träger öffentl. Belange wurden parallel zur Offenlage gem. § 4 (2) BauGB beteiligt und zur 
Stellungnahme bis zum ………….. gebeten. Sie wurden über die Auslegung der Planunterlagen unterrichtet. 

Homberg (Efze), den ……………………….                                              …………………………………….. 

                                                                                                              - Der Bürgermeister - 

Satzungsbesc hluss gem. § 10 Abs. 1 und 3 BauGB  

Die Stadtverordnetenversammlung der Kreisstadt Homberg (Efze) hat am ………….. die öffentlichen und privaten Be-
lange nach § 1 (7) BauGB abgewogen und die vorliegende Planung gem. § 10 (1) BauGB den Bebauungsplan als Satzung 
beschlossen.  

Homberg (Efze), den ……………………….                                              …………………………………….. 

         - Der Bürgermeister - 

Ausfertigung 

Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieser Satzung mit den hierzu ergangenen Beschlüssen der Stadtverordnetenversamm-
lung der Kreisstadt Homberg (Efze) übereinstimmt und dass die zur Rechtswirksamkeit maßgebenden Verfahrensvor-
schriften eingehalten worden sind. 

Homberg (Efze), den ……………………….                            …………………………………….. 

        - Der Bürgermeister – 
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